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Landesvorsitzende der GEW informiert über die Werkrealschule
„Je länger ich mich mit dem Werkrealschulkonzept des Kultusministeriums beschäftige, um so weniger halte ich davon.“ So Doro Moritz, die Landesvorsitzende der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) auf einer Veranstaltung der GEW des Kreises Waldshut in Tiengen. In einem detailreichen Vortrag betonte Moritz, dass die Landesregierung von den Problemen ablenke, die sich durch die Entwicklung der Schülerzahlen und der Übergangsquoten in der Sekundarstufe ergeben. Dabei überlasse man es den Bürgermeistern, die kleinen Hauptschulen zu schließen, wobei pädagogische Konzepte kleiner z.T. sehr leistungsfähiger Hauptschulen in günstigem Umfeld eher nicht relevant seien. Aus Furcht um den Schulstandort hätten viele Gemeinden unter erheblichen Zeitdruck Anträge auf Einrichtung einer Werkrealschule gestellt, ohne von dem Konzept überzeugt zu sein. 

Moritz bemängelt insbesondere, dass die neue Werkrealschule gegenüber den Hauptschulen keine zusätzliche Förderung biete und gerade die schwächeren Schüler unberücksichtigt blieben. „Statt den  Schülern eine Förderung der Grundqualifikationen und Schlüsselqualifikationen in einem 10. Schuljahr für alle zu bieten, fahren dann die, die es in das 10. Schuljahr geschafft haben, zwischen zentralem Werkrealstandort und Berufsschule hin und her.“ Hier würden die Werkrealschüler je nach Profil an zwei Tagen der Woche bis auf 6 verschiedene Berufsfachschulklassen verteilt.

Würde das Konzept der mindestens zweizügigen Werkrealschulen wie geplant umgesetzt, blieben in Baden-Württemberg bis 2015 lediglich in 111-144 Gemeinden Werkrealschulen erhalten – bei 1100 Städten und Gemeinden! Dies ist das Ergebnis eines Gutachtes zur Schulentwicklung, das im Auftrag der GEW erstellt wurde. Die Soziologen Tino und Holger Bargel aus Konstanz untersuchten, wie sich Schülerströme bis zum Jahr 2025 in verschiedenen Schulangeboten entwickeln würden.  Über 500 Gemeinden könnten eine Verbundschule mit integriertem Haupt- und Realschulzug anbieten. Eine integrierte Sekundarschule hätte das Potenzial für über 700 Schulstandorte. Zwei Drittel der Gemeinden könnte also Schulstandort im Sekundarbereich bleiben. Vielleicht hieße es dann auch nicht so oft: „Schule weg – Bus weg- und wie komme ich jetzt zum Arzt?“
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